
 

Position des BUND Berlin zum Klimaanpassungsgesetz  

Unter anderem fordert das Klimaanpassungsgesetz mehr Bäume für Berlin – dieses Ziel ist 

grundsätzlich sehr zu begrüßen.  

Klimaanpassung per Gesetz darf sich aber nicht darauf begrenzen.  

Insbesondere begrüßen wir die Forderungen nach mehr Grünflächen in unterversorgten 

Gebieten. Es zeigt sich, dass insbesondere Grünflächen für die Kühlung der Stadt eine 

besondere Bedeutung haben. Bis zu acht Grad kühler sind Parks und andere Grünanlagen im 

Vergleich zu bebauten und asphaltierten Flächen. Daher ist dem BUND neben der Schaffung 

von neuen Grünflächen und der Pflanzung von Bäumen der Erhalt und der Schutz der 

bisherigen Strukturen für Kühlung besonders wichtig. Für ein grünes und kühles Berlin 

brauchen wir eine kluge Stadtpolitik, die Parks, Wiesen und Wälder für alle sichert und für 

notwendige Baumaßnahmen bereits versiegelte Flächen nutzt, anstatt weiterhin wertvolle 

Grünflächen zu opfern. So lange die aktuelle Koalition weiterhin daran interessiert ist, 

Kühlflächen wie das Tempelhofer Feld zu bebauen, werden uns neue Bäume in 10 oder 20 

Jahren nur bedingt weiterhelfen können.  

Deswegen haben wir die Flächenschutzkampagne ins Leben gerufen – denn den Bestand zu 

schützen ist unverzichtbar und zudem weitaus günstiger und schneller wirksam. 

Was wir jetzt kaputt machen, ist dauerhaft weg. Neue Strukturen brauchen Jahrzehnte, bis 

sie dieselbe Funktion erfüllen, wenn dies überhaupt möglich ist. 

 

• Wir begrüßen die Pflanzung neuer Bäume und die Schaffung von neuen Grünflächen 

• Vorrangig müssen bestehende Grünflächen und Bäume erhalten und unter Schutz 

gestellt werden.  

• Weitere Klimaschutzmaßnahmen sind nötig 

• Anpassungsmaßnahmen betreffen die gesamte städtische Infrastruktur, wirken 

sozial und müssen technische adäquate Lösungen befördern: auch dafür müssen 

Gelder da sein. 

 

 

Hintergrund:  

Wir als BUND Berlin befürchten, dass die Koalition über das vorliegende Klimaanpassungs-

gesetz hinaus keine weiteren Bemühungen zum Klimaschutz unternimmt. Dabei muss uns 

allen klar sein, dass es weiterhin die oberste Priorität sein muss, unsere Klimaziele zu 

erreichen, um schlimmere Folgen der Klimakatastrophe zu verhindern.   

Vielmehr fordern wir eine Doppelstrategie: 

• Trotz des Kürzungswahns von Schwarz-Rot muss das Erreichen der Klimaziele im 

Zentrum stehen, so, wie es das Bundesverfassungsgericht als Verfassungsauftrag 

definiert hat.  



• Beschleunigte Anpassung: Berlin als Klima-Hotspot in Mitteleuropa braucht 

schnellere Maßnahmen zur Anpassung, die über das Klimaanpassungsgesetz 

hinausgehen. 

Es fehlen im Gesetzentwurf konkrete Maßnahmen für: 

• den Hochbau und die Verkehrsinfrastruktur: Gebäuderesilienz schützt Menschen! 

Urbane Hitzeinseln entstehen überwiegend durch Wärmeemissionen aus Asphalt und 

Gebäuden; Hitzestress entsteht außerhalb und innerhalb der gebauten Umwelt. 

Kühltechniken auf, im und unter den Gebäuden sind im Klimaanpassungsgesetz 

unzureichend betrachtet worden. Technische Maßnahmen der energetischen 

Sanierung und moderne Kälte-Netze, die Umweltenergie nutzen, müssen die  

passiven, natürlichen Kühlungstechniken umfassend ergänzen – sonst heizen 

Klimaanlagen in Zukunft die Innenstadt weiter auf  

• Der gesamtstädtische Hitzeaktionsplan muss endlich ausdifferenziert werden, sich 

an wissenschaftlich erwiesenen Erfordernissen orientieren und mit einem sinnvollen 

Budget ausgestattet werden. Gesundheits- und Katastrophenschutz muss insbeson-

dere den besonders vulnerablen Gruppen in vollem Umfang zu Verfügung stehen. 

Wir müssen in den nächsten Monaten schauen, wie sich das Klimaanpassungsgesetz in der 

Praxis entwickelt und welche Konsequenzen sich daraus ergeben.  

 

Stand: 31. Oktober 2025 

 


